
Wirksamer Gewaltschutz in 
der Eingliederungshilfe

Muster-Kooperationsvereinbarung zur Umsetzung von 
wirksamem Gewaltschutz im Außensetting für Kinder 
und Jugendliche im Kontext des § 37a SGB IX



Leistungserbringer der Eingliederungshilfe  
und andere Rehabilitationsträger sind 
durch den § 37a SGB IX aufgefordert, ein  
auf die Einrichtung oder Dienstleistungen 
zugeschnittenes Gewaltschutzkonzept  
zu entwickeln und umzusetzen. Dies dient 
gesetzlich der Verbesserung des Schutzes 
von Menschen mit Behinderungen, ins­
besondere von Frauen und Kindern mit Be- 
hinderungen sowie von Behinderungen  
bedrohten Frauen und Kindern.

Grundsätzlich sind im Rahmen des Prozes­
ses zur Erstellung eines wirksamen Gewalt­
schutzkonzeptes nach der Potential- und 
Risikoanalyse (die alle 3-5 Jahre wiederholt 
werden sollte), folgende Maßnahmen zu 
entwickeln bzw. Aspekte zu beschreiben: 
Leitbild, Verhaltenskodizes, Selbstverpflich­
tungserklärung, Personalverantwortung, 
Fortbildungen, Partizipation, sexualpädago­
gisches Konzept, Präventionsangebote  
für die Nutzer*innen, interne und externe 
Beschwerdeverfahren, Handlungs-/Inter­
ventionspläne, Kooperation und Vernetzung.

Die folgende Grafik bietet hierzu einen 
Überblick.
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Die Grafik zeigt den Aufbau 
eines „Gewaltschutzkonzept- 

Prozesses“ in Form eines Hauses, 
welches symbolisch für eine si-

chere Einrichtung für Menschen 
mit Behinderungen steht.
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Im Kontext dieser Implementierung eines 
wirksamen Gewaltschutzes stellt sich im­
mer wieder heraus, dass besondere Fragen 
und Herausforderungen für Leistungser­
bringer der Eingliederungshilfe entstehen, 
die Leistungen für Menschen mit Behinde­
rungen ganz oder teilweise in Außenset­
tings erbringen.

Dies betrifft insbesondere aufsuchende 
Leistungen für Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen in Kindertageseinrichtun­
gen und Schulen. Betroffen sind Leistungen 
der Frühförderung nach § 46 SGB IX, Heil­
pädagogische Leistungen nach § 79 SGB IX 
und Leistungen zur angemessenen Schulbil­
dung (insbesondere Schulbegleitung) nach 
§ 112 SGB IX. 1

Die Kinder und Jugendlichen unterliegen 
hier der „Aufsicht“ zweier Institutionen, 
was eine klare Zuordnung der Verantwort­
lichkeiten im Rahmen der Sicherstellung 
des Gewaltschutzes erschwert. Fragen 
entstehen bei der Erstellung eines Gewalt­
schutzkonzeptes nach § 37a SGB IX oder 
auch wenn beide Institutionen bereits ein 
Gewaltschutzkonzept haben. Es ist in der 
Regel zum Beispiel nicht eindeutig geregelt, 
welcher Verhaltenskodex wann gilt oder 
wer bei einem Gewaltvorkommnis wen 
informieren muss.

1 	 Die gesetzliche Regelung nach § 37a SGB IX gilt ebenfalls 
für Außenarbeitsplätze einer Werkstatt für Menschen 
mit Behinderungen. Ein Gewaltschutzkonzept für Außen­
arbeitsplätze wäre wünschenswert (mindestens ein Be­
schwerdemanagement), eine Umsetzung ist aber aktuell 
nicht realistisch, so dass das Gewaltschutzkonzept der 
WfbM dazu Regelungen vorsehen sollte.	

Damit durch diese Unklarheiten keine Lü- 
cken in Gewaltschutzprozessen entstehen, 
empfehlen die Verfasserinnen den betei­
ligten Organisationen den Abschluss einer 
Kooperationsvereinbarung. Diese kann 
für die Vereinbarungsparteien (Leistungs­
erbringer und die beteiligte Kindertages­
einrichtung oder Schule) bezüglich der 
Zusammenarbeit und Zuständigkeiten bei 
Gewaltvorkommnissen Klarheit und Ver­
bindlichkeit schaffen. Bei der Erstellung 
eines Gewaltschutzkonzeptes kann diese 
Kooperationsvereinbarung als Bestandteil 
bzw. Ergänzung geschlossen werden.

Damit auch für die Kinder und Jugend­
lichen und ihre rechtlichen Vertretungen 
diesbezüglich Transparenz entstehen kann, 
ist es erforderlich, ein verständliches Ver­
fahren zu etablieren und regelmäßig zu 
erläutern. Insbesondere sollte den Kindern 
und Jugendlichen eine Ansprechperson bei 
Gewaltvorkommnissen bekannt sein. Die 
Kooperationsvereinbarung sollte als Teil des 
Gewaltschutzkonzeptes öffentlich zugäng­
lich sein.

Im Folgenden finden Sie ein Muster einer 
Kooperationsvereinbarung für die Anwen-
dung bei der Etablierung und Umsetzung 
von Gewaltschutzkonzepten im Außenset-
ting nach § 37 a SGB IX.
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zur Umsetzung von wirksamem Gewaltschutz  
im Außensetting im Kontext des § 37a SGB IX» 2]muster-kooperationsvereinbarung

Die Kooperationspartner*innen: 

											         

und 											         

schließen folgende Vereinbarung:

Mit dem Ziel der Umsetzung eines wirksamen Gewaltschutzes insbesondere für Kinder 
und Jugendliche mit Behinderungen arbeiten die Kooperationspartner*innen transparent, 
vertrauensvoll und konsensorientiert zusammen. Sie stimmen sich bei Gewaltvorkomm­
nissen unverzüglich ab.

Ansprechperson und Kontaktdaten beim Leistungserbringer der Eingliederungshilfe:

											         

											         

Ansprechperson und Kontaktdaten der Institution, in der die Leistung erbracht wird:  

											         

											         

Grundsätzlich vereinbaren die Kooperationspartner*innen:

Alle organisatorischen und arbeitsvertraglichen Maßnahmen, die für die Umsetzung des 
Gewaltschutzes erforderlich sind, liegen in der Verantwortung des Leistungserbringers der 
Eingliederungshilfe.

Dies sind insbesondere folgende Bausteine des Gewaltschutzkonzeptes:

•	 Leitbild

•	 Personalverantwortung

•	 Verhaltenskodex und Selbstverpflichtungserklärung

•	 Fortbildungen

•	 Beschwerdeverfahren 



Die für die Umsetzung von Gewaltschutz relevanten Aspekte, die an die faktische Tätigkeit 
in der beteiligten Institution (Außensetting) geknüpft sind, werden vom Träger der Institu­
tion gewährleistet.

Dies sind folgende Bausteine des Gewaltschutzkonzeptes: 

•	 Verhaltenskodex – im Speziellen zu bedenken: Umgang mit Pflegesituationen 
(Es ist darauf zu achten, dass sich die Verhaltenskodizes der Kooperationspartner*innen nicht widersprechen.)

•	 Partizipation

•	 sexualpädagogisches Konzept

•	 Präventionsangebote für die Kinder und Jugendlichen

•	 interne und externe Beschwerdeverfahren

•	 Handlungs- / Interventionspläne

•	 ggf. weitere Maßnahmen / Aspekte 

											         

Sollten diese Maßnahmen durch die beteiligte Institution (Außensetting) noch nicht ge­
währleistet werden können, gelten die entsprechenden Maßnahmen / Aspekte im Gewalt­
schutzkonzept des Leistungserbringers. Diese bleiben so lange in Kraft, bis die externe 
Institution ein eigenes Verfahren etabliert hat.

Die Kooperationspartner*innen treffen zur konkreten Umsetzung folgende Verabredungen: 

•	 Die Kooperationspartner*innen informieren sich gegenseitig bei gewichtigen An­
haltspunkten auf Gewalt oder Kindeswohlgefährdung, soweit die beschäftigte Person 
mit dem betroffenen Kind oder Jugendlichen befasst ist und die Information für den 
Schutzauftrag erforderlich ist.

•	 Zur Klärung von Verdachtsfällen wird unterstützend einbezogen: 

											            
(z. B. Insofern erfahrene Fachkraft, Beratungsstelle im Sozialraum)

•	 regelmäßige Vernetzungstreffen:       x jährlich

•	 Die Kooperationsvereinbarung gilt bis zum 			 

•	 Die Kooperationsvereinbarung wird am  			           überprüft.

•	 Die Kooperationsvereinbarung ist öffentlich einsehbar unter: 

											            

					                      					                      
Ort, Datum 					      Ort, Datum

					                      					                      
Unterschrift beteiligte Institution / Träger   	  Unterschrift Leistungserbringer



Was bedeutet Gewaltschutz?

Gewaltschutz bedeutet: 
Kinder und Jugendliche sollen sicher sein.  
Sie sollen keine Gewalt erleben.  

Gewalt kann viele Formen haben:

•	 Schlagen oder Stoßen

•	 Gemein sein, zum Beispiel Auslachen oder Beschimpfen

•	 Sexuelle Gewalt, das heißt:  
Jemand fasst eine andere Person an, obwohl Sie das nicht will.  
Oder jemand sagt sexuelle Sachen über eine Person.

•	 Jemandem Dinge verbieten, die er oder sie eigentlich darf.

Alle Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt. 
Besonders Kinder mit Behinderungen brauchen manchmal mehr Schutz.

Was sagt das Gesetz?

Es gibt ein Gesetz: § 37a SGB IX. 

Dieses Gesetz sagt: 
Alle Einrichtungen, die Kinder mit Behinderungen unterstützen, 
müssen einen Plan gegen Gewalt erstellen. 

So ein Plan heißt: Gewaltschutz-Konzept.

3]Gewaltschutz für Kinder und Jugendliche  
in leicht verständlicher Sprache
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Was gehört in ein Gewaltschutz-Konzept?

In diesem Plan steht zum Beispiel:

•	 Regeln: Wie Erwachsene mit Kindern umgehen sollen.

•	 Verantwortung: Wer passt auf, dass alles richtig läuft?

•	 Ansprechpersonen und Beschwerde:  
Kinder und Jugendliche können sagen, wenn etwas nicht gut ist.  
Eine geschulte Ansprechperson hört den Kindern und Jugendlichen  
bei Sorgen zu.

•	 Hilfeplan: Was tun, wenn etwas passiert?

•	 Schulungen: Erwachsene lernen, wie man Kinder und Jugendliche schützt.

•	 Mitsprache: Kinder und Jugendliche können beim Gewaltschutz mitreden.

Dieser Plan wird regelmäßig überprüft. So können Fehler verbessert werden.

Schwierigkeit im in Kita und Schule  
– außerhalb von Einrichtungen der Eingliederungshilfe

Manchmal bekommen Kinder in der Schule oder der Kindertagesstätte 
Unterstützung von Fachmenschen.  

Zum Beispiel:

•	 Frühförderung in der Kita

•	 Schulbegleitung in der Schule

Die Personen kommen meistens von einer anderen Einrichtung als der Kita 
oder Schule.

Dann gibt es zwei Gruppen, die für den Schutz verantwortlich sind:

1.	 die Schule oder die Kita

2.	 der Fachmenschen, die extra für das Kind da ist

Das kann verwirrend sein, weil:

•	 nicht immer klar ist, welche Regeln gelten

•	 man nicht weiß, wer wen informieren muss, wenn etwas passiert
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Lösung: Zusammenarbeit

Damit es keine Lücken gibt, sollen beide Seiten einen Vertrag machen. 
Dieser Vertrag heißt Kooperations-Vereinbarung.

In dieser Vereinbarung steht:

•	 Wer welche Aufgaben hat

•	 Welche Regeln wann gelten

•	 Wer bei Gewalt sofort informiert werden muss

•	 Wie sich alle absprechen

•	 Wie oft sie sich treffen, um über Sicherheit zu reden

Warum ist das wichtig?

•	 Kinder wissen: Ich bin geschützt.

•	 Erwachsene wissen: Das ist meine Aufgabe.

•	 Eltern wissen: Mein Kind ist sicher.

Besonders wichtig ist: 
Jedes Kind kennt eine Ansprechperson. 
Das ist eine Person, zu der das Kind gehen kann, wenn Gewalt passiert.

Die Vereinbarung soll öffentlich sein. 
So können Kinder, Eltern und alle anderen nachlesen:

•	 Wer zuständig ist

•	 Welche Regeln gelten
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Beispiel für Regeln im Vertrag

In der Kooperations-Vereinbarung kann stehen:

•	 Es gibt feste Treffen, wo man über Gewaltschutz spricht.

•	 Wenn ein Verdacht auf Gewalt da ist,  
müssen alle sofort miteinander reden.

•	 Erwachsene rufen bei Gewalt-Verdacht auch Fachleute oder  
Beratungsstellen an.

•	 Der Vertrag gilt nur für eine bestimmte Zeit und wird dann neu geprüft.

Zusammenfassung:

•	 Alle Kinder haben das Recht, sicher zu sein.

•	 Einrichtungen müssen einen Plan gegen Gewalt machen.

•	 Wenn mehrere Einrichtungen beteiligt sind müssen sie zusammenarbeiten.

•	 Es gibt eine Vereinbarung, damit jeder weiß, was er tun soll.

•	 Kinder und Jugendliche sollen eine Person kennen,  
die ihnen zuhört und bei Sorgen hilft.
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